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Zusammenfassung 

Gegenstand der hier vorgestellten Arbeit ist die Ana-
lyse von Bewertungssystemen, die in der Beratungs-
praxis zum Vergleich von Schweine haltenden Betrie-
ben und Identifikation von Erfolgsfaktoren eingesetzt 
werden. Es kommen überwiegend klassische Vollkos-
ten- und Teilkostenrechnungssysteme zur Anwendung. 
Die Meinungen über die Notwendigkeit und Qualität 
einer Vollkostenrechnung ist umstritten. In der Arbeit 
wird diskutiert, welche Kostenrechnungssysteme im 
zwischenbetrieblichen Vergleich die betriebliche Rea-
lität wiederspiegeln und als Basis für Handlungsemp-
fehlungen genutzt werden können. Weiter wird die 
Herkunft der Daten hinterfragt. Aus Gründen der 
Wirtschaftlichkeit wird von einigen Organisationen 
empfohlen, auf Daten des externen Rechnungswesens 
bzw. des Jahresabschlusses zurückzugreifen. Im Rah-
men der Arbeit wird geklärt, inwiefern Daten des  
externen Rechnungswesens für Betriebsvergleiche 
genutzt werden können oder ob die separate Erfas-
sung von Daten, wie sie beispielsweise durch die ZDS 
(Erzeugerringdatenbank) praktiziert wird, sinnvoll 
und notwendig ist. 
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Abstract 

Subject of the paper presented here is the analysis of 
benchmarking systems, which are used in consulting 
for the comparison of pig farms and for the identi-

fication of success factors. There are mainly tradi-
tional full costing and marginal costing systems used.  
Opinions about the necessity and the quality of full-
cost accounting are controversial. In the paper will be 
identified how cost accounting systems reflect the 
operational reality for inter-company comparison and 
can be used as a valid basis for recommendations for 
management decisions. Further, the source of the data 
is questioned. For economic reasons, it is recom-
mended by some organizations to use accounting in-
formation or data of the financial statements for anal-
ysis. In the paper will be clarified how data from the 
external accounting system can be used for bench-
marking, or whether the separate collection of data, 
such as the ZDS Erzeugerringdatenbank, is necessary 
and reasonable. 
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1 Einführung 

In der Beratung von landwirtschaftlichen, insbesonde-
re Schweine haltenden Betrieben, haben sich eine 
Vielzahl von Betriebszweigabrechnungsmethoden 
mehr oder weniger etabliert. Die Vielzahl der Analy-
sen und Ergebnisse führt in der Praxis immer wieder 
zu Diskussionen, inwieweit einzelne Analyseergeb-
nisse eine valide Basis für Managemententscheidun-
gen zur  zukünftigen Ausrichtung des Betriebszweiges 
sein können. 
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Generell können die gängigen Betriebszweigabrech-
nungssysteme in Voll- und Teilkostenrechnungssys-
teme unterschieden werden. Während einige Bera-
tungsorganisationen eine Vollkostenbetrachtung für 
notwendig halten (WINTER, 2007), stützt man die 
Beratungsempfehlungen in anderen Organisationen 
auf Analysen in Teilkosten – vor allem sog. direktkos-
tenfreie Leistungen (SCHULZ, 2010, und JÄGER, 
2010). Ziel der Vollkostenanalyse ist es, abschließend 
den Erfolg eines Betriebszweiges beurteilen zu kön-
nen und hierbei auch Gemeinkosten, die dem Be-
triebszweig nicht direkt zugerechnet werden können, 
zu verrechnen.  

Die Teilkostenrechnung verzichtet hierauf und 
verrechnet nur Kosten, die dem Betriebszweig direkt 
zugerechnet werden können. Eine abschließende Be-
urteilung des Erfolgs eines Betriebszweigs auf Basis 
von Vollkosten setzt aber die Richtigkeit und Genau-
igkeit der Verrechnung aller angesetzten Kosten vo-
raus. Hier kommt es zu einem Zielkonflikt zwischen 
einer wirtschaftlich sinnvollen Erfassung von Daten 
und deren Genauigkeit in der Weiterverrechnung. In 
der Praxis werden häufig bewusst Ungenauigkeiten 
hingenommen, um den Aufwand für die Erfassung im 
Rahmen zu halten. In der Praxis werden Ergebnisse 
beider Kostenrechnungssysteme für zwischenbetrieb-
liche Vergleiche genutzt. In dieser Arbeit soll erläutert 
werden, inwiefern die jeweiligen Kostenrechnungs-
systeme für zwischenbetriebliche Vergleiche sinnvoll 
oder problematisch sind. 

Die Betriebszweigabrechnungssysteme unter-
scheiden sich nicht nur in den Kostenarten, welche zur 
Bewertung herangezogen werden, sondern auch in der 
Herkunft der zugrunde liegenden Daten. Auch hier 
kommt es zu einem Zielkonflikt zwischen der Genau-
igkeit der Daten und dem Erfassungsaufwand. Auf 
den ersten Blick scheint es effizient auf ohnehin im 
Betrieb vorhandene Daten, nämlich Daten der Buch-
führung, zurückzugreifen. Da die Betriebsbuchfüh-
rung aber weitgehend durch handels- und steuerrecht-
liche Vorschriften geprägt ist, ist fraglich, wie genau 
diese Daten das tatsächliche betriebswirtschaftliche 
Ergebnis des Betriebszweiges wiedergeben. Ziel jeder 
steuerrechtlichen Buchführung wird seitens des Un-
ternehmens immer sein, die Steuerlast so gering wie 
möglich zu gestalten. Dies wird im Rahmen bilanz-
politischer Spielräume häufig damit erreicht, den Be-
trieb so wenig erfolgreich wie möglich zu bilanzieren. 
Somit sind Buchführungsdaten nicht zwangsläufig 
eine „fair presentation“, also keine Darstellung der 
tatsächlichen Verhältnisse des Unternehmens, sondern 
faktisch stark handels- und steuerrechtlich geprägt 

(KÜHNBERGER, 2007: 10). In der jüngeren Vergan-
genheit sind vermehrt weitere internationale Rech-
nungslegungsvorschriften wie IFRS oder US-GAAP 
der Diskussion, die eine „fair presentation“ des Unter-
nehmens ermöglichen sollen. Ob dies erreicht wird 
und ob die neue Flexibilität dieser Rechnungslegungs-
systeme auch einen sinnvollen Vergleich unterschied-
licher Betriebe ermöglicht, ist generell fraglich (KÖHNE, 
2004: 221).  

Im Rahmen dieser Arbeit soll zum einen ein 
Überblick über den Stand der Diskussion bzgl. der  
in der Praxis eingesetzten Voll- und Teilkostenrech-
nungssysteme sowie die Vor- und Nachteile der Ver-
wendung von Daten des internen bzw. externen  
Rechnungswesens gegeben werden. Beide Themen 
werden in Literatur und Praxis immer wieder kon- 
trovers diskutiert. Auf Basis des aktuellen Dis- 
kussionsstandes wird erörtert werden, inwiefern neue 
internationale Rechnungslegungsvorschriften (IFRS) 
die Datenqualität von Kennzahlensystemen zur Unter-
stützung von Managemententscheidungen gene- 
rell verbessern können. Konkret wird am Beispiel  
des Teilkostenrechnungssystems der Erzeugerringe 
„www.erzeugerring.info“ nachvollzogen, inwiefern 
diese Daten den Bewertungsstandards der IFRS ent-
sprechen und welche Möglichkeiten sich mit dieser 
Datenbank hinsichtlich einer Bewertung von bedeu-
tenden Gemeinkosten für zwischenbetriebliche Ver-
gleiche ergeben. 

2 Datenherkunft und Datenqualität  

ZDROWOMYSLAW und KASCH (2002: 15) führen die 
„Leistungssteigerung bei den Teilnehmerbetrieben“ 
als originäres Ziel eines jeden zwischenbetrieblichen 
Vergleichs an. Der Betriebsvergleich soll u.a. 
Schwachstellen des Betriebs identifizieren, Ursachen 
hierfür benennen und Wirkungsprognosen für die 
zukünftige Ausrichtung des Betriebszweiges liefern.  
Die Qualität der in jeder Analyse verwendeten Daten 
ist entscheidend für die Qualität der Analyseergebnis-
se. Bevor Beratungsempfehlungen aufgrund von jed-
weden Analyseergebnissen getroffen werden können, 
ist zu hinterfragen, ob die Daten auch den tatsäch-
lichen betriebswirtschaftlichen Erfolg wiedergeben. 
Im Bereich des Rechnungswesens spricht man von der 
„fair presentation“ eines Unternehmens bzw. eines 
Betriebszweiges. Idealerweise sollte auf Daten zu-
rückgegriffen werden, die ohnehin von den Unter-
nehmen erfasst werden und den tatsächlichen Erfolg 
eines Betriebszweiges darstellen. 
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Seitens der DLG wird der Ansatz verfolgt, Buchfüh-
rungsdaten zur Betriebszweiganalyse zu verwenden, 
da diese Daten ohnehin erfasst werden und eine dop-
pelte Erfassung in Buchführung und Beratung ver-
mieden werden soll (DEUTSCHE LANDWIRTSCHAFTS-
GESELLSCHAFT E.V., 2004: 12).  

Wissenschaftliche Analysen fußen teilweise 
ebenfalls auf Daten der externen Buchführung. Resul-
tieren aus den Analysen nicht plausible Ergebnisse, 
werden hierfür Störeffekte, wie beispielsweise kogni-
tive Verzerrungen1 verantwortlich gemacht. Ursache 
für ein vermeidlich falsches Verhalten und nicht plau-
sible Ergebnisse kann aber auch eine nicht repräsenta-
tive Datenbasis sein. 

Die Beratungsorganisationen des ZDS (Zentral-
verband der Deutschen Schweineproduktion e.V.) 
(Erzeugerringe) erfassen die Daten hingegen unab-
hängig von Buchführungsergebnissen. Der ZDS hat 
hierzu in einem Pflichtenheft eigene Regularien  
erstellt, nach welchen die beteiligten Betriebe ihre 
Daten erfassen.  

2.1 Internes Rechnungswesen vs.  
externes Rechnungswesen 

Der überwiegende Teil der landwirtschaftlichen Be-
triebe ist gesetzlich zur Führung von Büchern ver-
pflichtet. Die Buchführungspflicht für Kaufleute im 
Sinne der §§ 1-5 HGB, beispielsweise Kapitalgesell-
schaften oder landwirtschaftliche Unternehmer als 
eingetragener Kannkaufmann, ergibt sich aus dem 
§ 238 HGB. Ansonsten wird ein Landwirt als Einzel-
unternehmen gem. § 141 AO erst dann buchführungs-
pflichtig, wenn der Wirtschaftswert seines Betriebes 
über 25 000 EUR beträgt oder der Gewinn pro Kalen-
derjahr 50 000 EUR übersteigt oder der Umsatz pro 
Kalenderjahr 500 000 EUR übersteigt. In diesem Fall 
sind die §§ 238, 240, 241, 242 Abs. 1 und die §§ 243 
bis 256 des HGB sinngemäß auch für den Einzelun-
ternehmer maßgeblich, sofern sich nicht aus den Steu-
ergesetzen etwas anderes ergibt. 

Charakteristisch für die deutschen Rechnungsle-
gungsvorschriften ist der § 5 Abs. 1 EStG, wonach die 
Bestimmungen des HGB zur Erstellung der Handels-
bilanz auch maßgeblich für die Erstellung einer Steu-
erbilanz sind. Es kommt dadurch zu einer engen Ver-
zahnung von Steuer- und Handelsbilanz. Dieses sog. 
Maßgeblichkeitsprinzip ermöglicht dem Kaufmann 
i.S.d. HGB die Erstellung einer sog. Einheitsbilanz, 

                                                            
1  beispielweise Status Quo Biases, Bandwagon Effects oder 

Endownment Effects 

die sowohl als Steuer- als auch als Handelsbilanz fun-
giert (WÖHE, 2000: 904). Nicht-Kaufleute, beispiels-
weise landwirtschaftliche Einzelunternehmen, die 
nicht Kannkaufleute sind, sind lediglich zur Erstellung 
einer Steuerbilanz verpflichtet, die sich aber aufgrund 
des § 141 Abs. 1 AO weitgehend an den Bestimmun-
gen des HGB orientiert. In 2007 waren in der Bundes-
republik Deutschland etwa 375 000 landwirtschaftli-
che Betriebe aktiv, von denen etwa 93,5 % in Form 
des Einzelunternehmens geführt wurden. Nur etwa 
1,4 % aller landwirtschaftlichen Unternehmen waren 
juristische Personen (STATISTISCHES BUNDESAMT, 
2010: 340).  

Mit der Handels- und Steuerbilanz werden unter-
schiedliche Informationszwecke verfolgt. Einziger 
Adressat der externen steuerrechtlichen Rechnungsle-
gung ist der Fiskus (COENENBERG, 2005: 16). Die 
externe steuerrechtliche Buchführung ist Grundlage 
für die Bemessung der Unternehmenssteuern, wie z.B. 
der Einkommen-, Körperschafts oder Gewerbesteuer. 
Die handelsrechtliche Buchführung nach HGB zielt 
hingegen primär auf den Schutz der Gläubiger ab. 
Nach § 252 Abs.1 Nr. 4 HGB ist generell vorsichtig 
zu bewerten, was u.a. zum sog. Imparitätsprinzip 
führt, wonach vorhersehbare Risiken und Verluste 
berücksichtigt werden müssen, Gewinne hingegen 
aber nur dann berücksichtigt werden dürfen, wenn 
diese realisiert wurden. Das Vorsichtsprinzip manifes-
tiert sich weiter im Niederstwertprinzip gem. § 253 
HGB, wonach Vermögensgegenstände höchstens mit 
ihren Anschaffungs- und Herstellungskosten bewertet 
werden dürfen. Weitere Interessenseigner, wie bei-
spielsweise Gesellschafter oder Investoren, sollen mit 
dieser Buchführung „mitbefriedigt“ werden. Da in den 
deutschen Buchführungsvorschriften nach dem HGB 
aber Interessen des Fiskusses und der Gläubiger im 
Vordergrund stehen, ist der Informationsgehalt für 
Gesellschafter oder Investoren nur sehr eingeschränkt 
(STEHLE, 2010: 19). 

Wenn ein Unternehmen weitere Bücher führt, ge-
schieht dies in der Regel auf freiwilliger Basis.2 Man 
spricht dann vom internen Rechnungswesen. Das in-
terne Rechnungswesen hat den Zweck der Abrech-
nung, Steuerung und Kontrolle innerbetrieblicher 
Bereiche (LANGENBECK, 2008: 1). Die Bücher werden 
dann in einem sog. Zweikreissystem geführt, wobei 
die Bücher der Finanzbuchhaltung (externes Rech-

                                                            
2  ausgenommen Dokumentationspflichten, die sich ander-

weitig ergeben, wie z. B. aufgrund von Ausgleichszah-
lungen oder Strukturförderungsprogrammen  
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nungswesen) und der Betriebsbuchhaltung (internes 
Rechnungswesen) separat geführt werden.  

Im internen Rechnungswesen werden weitere re-
levante kalkulatorische Kostenarten erfasst, die zur 
wirtschaftlichen Beurteilung eines Unternehmens 
notwendig sind, aber in der Finanzbuchhaltung nicht 
gebucht werden dürfen. Das sind zum einen Zusatz-
kosten, wie der kalkulatorische Unternehmerlohn oder 
kalkulatorische Eigenkapitalzinsen, denen kein Auf-
wand gegenübersteht. Weiter werden Anderskosten 
verrechnet. Das sind Kosten, deren Höhe in der Fi-
nanzbuchhaltung nicht den tatsächlichen Gegebenhei-
ten entsprechend erfasst wurden, wie z.B. kalkulatori-
sche Abschreibungen, kalkulatorische Zinsen, kalku-
latorische Mieten und kalkulatorische Wagnisse 
(LANGENBECK, 2008: 33).  

Die separate Führung einer internen und einer ex-
ternen Buchhaltung ist zunächst einmal mit einem 
erhöhten Aufwand verbunden. Für die Erfolgsbewer-
tung eines Betriebszweiges ist eine separate Erfassung 
aber ein entscheidender Faktor für die Richtigkeit und 
Genauigkeit der Daten.  

Einige Beispiele, an denen deutlich wird, warum 
mit Daten des externen Rechnungswesens keine „fair 
presentation“ des Unternehmens erreicht werden kann: 

Kalkulatorischer Unternehmerlohn: Der Betriebs-
inhaber, der sein Unternehmen in Form einer Einzel-
unternehmung oder Personengesellschaft führt, erhält 
seine Vergütung aus dem Gewinn des Unternehmens. 
In der Kostenrechnung werden keine Personalkosten, 
wie etwa bei angestellten Arbeitnehmern verrechnet. 
Bei mitarbeitenden Eigentümern, was in landwirt-
schaftlichen Betrieben die Regel ist (SCHAPER et al., 
2011: 37), wird im internen Rechnungswesen die Ent-
lohnung als kalkulatorischer Unternehmerlohn ge-
bucht. 

Kalkulatorische Miete: Die im Eigentum eines 
landwirtschaftlichen Betriebes befindlichen Gebäude 
werden steuerlich regelmäßig nach Maßgabe der AfA-
Tabelle abgeschrieben (BUNDESMINISTERIUM DER 

FINANZEN, 2000). Nachdem das Gebäude abgeschrie-
ben ist, fallen nur noch Kosten für die Instandhaltung, 
Grundsteuer und Ähnliches an. Soll eine Vergleich-
barkeit, sowohl zwischenbetrieblich, als auch im zeit-
lichen Verlauf eines Betriebes erreicht werden, muss 
von Beginn an eine angemessene kalkulatorische Mie-
te angesetzt werden, die auch nach der steuerlichen 
Abschreibung fortgeführt wird. Andere Kosten für 
Instandhaltung, Grundsteuer, etc. müssen in diesem 
Fall wieder abgegrenzt werden, damit diese nicht 
doppelt verrechnet werden. 

Kalkulatorische Abschreibungen: Gem. § 253 
HGB dürfen Vermögensgegenstände höchstens zu 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten angesetzt 
werden. Auch der Zeitraum, über welchen ein Ver-
mögensgegenstand steuerrechtlich abgeschrieben 
werden muss, entspricht oftmals nicht den tatsäch-
lichen Gegebenheiten, sondern ist lediglich eine vor-
sichtige Schätzung (BAETGE et al., 2007: 225). Den 
tatsächlichen Gegebenheiten entspricht eher ein Ab-
schreibungszeitraum, in dem der Vermögensgegen-
stand tatsächlich produktiv genutzt wird. Der Wertan-
satz sollte sich unter Zweckmäßigkeitsgesichtspunk-
ten an der Situation des Einzelfalls orientieren. In der 
Praxis orientieren sich Wertansätze oft an den Wie-
derbeschaffungskosten und nicht an den Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten (FLACKE et al., 2005: 
92). Nach AfA-Tabelle müssen beispielsweise Hallen 

in Leichtbauweise regelmäßig innerhalb von 14 Jahren 
oder Traktoren innerhalb von 12 Jahren abgeschrieben 
werden (BUNDESMINISTERIUM DER FINANZEN, 2000). 
Im Fall von geringfügigen Wirtschaftsgütern (GWG) 
stehen dem Unternehmen sogar Wahlrechte hinsicht-
lich der Abschreibung offen, die in keinen Bezug zur 
produktiven Nutzung des Vermögensgegenstandes 
stehen. GWG können nach § 6 Abs. 2 EStG bis zu 
einem Wert von 410 EUR im maßgebenden Wirt-
schaftsjahr sofort als Aufwand verbucht werden, bei 
einem Wert zwischen 410 EUR und 1 000 EUR in 
einem Sammelposten aktiviert und über fünf Jahre 
abgeschrieben werden oder in beiden Fällen nach 
AfA-Tabelle abgeschrieben werden. 

In der Praxis sind diese Werte zu pauschal und 
jedes Unternehmen macht von den ggf. vorhandenen 
Wahlrechten mit dem Ziel einer möglichst geringen 
Steuerlast gebrauch. Die tatsächliche Abnutzung, die 
ja durch die Abschreibung ausgedrückt werden soll, 
hängt stark von der Pflege und Wartung und der In-
tensität der Nutzung des Vermögensgegenstandes ab. 
Beides kann für gleiche Vermögensgegenstände zwi-
schenbetrieblich deutlich unterschiedlich sein. 

Ebenso unterscheidet sich die kostenmäßige Be-
lastung bei Leasing oder bei einer Betriebsaufspal-
tung. In beiden Fällen steht der Vermögensgegenstand 
nicht im Eigentum des Unternehmens, sondern wird 
diesem gegen Entgelt überlassen. Das kann im Fall 
des Leasings ein Traktor sein oder im Falle der Be-
triebsaufspaltung ein Gebäude, das der Betrieb pach-
tet. Eine im Eigentum des Unternehmens befindliche 
Halle in Leichtbauweise würde das Unternehmen 
gem. AfA-Tabelle 14 Jahre mit Abschreibungen  
belasten. Pachtet das Unternehmen die Halle, bei-



All rights reserved www.gjae-online.de

GJAE 61 (2012), Number 3 

182 

spielsweise von einer anderen Gesellschaft, ist die 
Pacht für den gesamten Zeitraum zu zahlen, in dem 
die Halle genutzt wird. 

Kalkulatorische Eigenkapitalzinsen: Kalkulatori-
sche Zinsen für das zur Verfügung gestellte betriebs-
notwendige Eigenkapital bilden die von den Anteils-
eignern geforderte Mindestverzinsung ab. Die Höhe 
der anzusetzenden Eigenkapitalzinsen ist betriebs-
individuell zu ermitteln und orientiert sich an der  
Risikostruktur des Unternehmens. Der Zinssatz kann 
z.B. mit dem CAPM (Capital Asset Pricing Modell) 
ermittelt werden. Das Risiko des Unternehmens bildet 
hierbei der sog. Betafaktor ab: ݖݐܽݏ݊݁ݐݏ݋݈݇ܽݐ݅݌ܽ݇݊݁݃݅ܧൌ ൅ݏܼ݊݅	ݎ݁ݏ݋݈݋݇݅ݏ݅ݎ ሺ݁ݐ݅݀݊݁ݎݐ݇ݎܽܯെ ሻݏܼ݊݅	ݎ݁ݏ݋݈݋݇݅ݏ݅ݎ ∗  ߚ	

Wobei: ߚ ൌ 	 ஼௢௩	ሺ௥೔,௥೘ሻ௏௔௥	ሺ௥೘ሻ  

Mit ݒ݋ܥ	ሺݎ௜, ௠ሻݎ ൌ ௠ሻݎሺ	ݎܸܽ ݏ݁ݐ݇ݎܽܯ	ݏ݁݀	݁ݐܴ݅݀݊݁	,ݏ݄݊݁݉݁݊ݎ݁ݐܷ݊		ݏ݁݀	݁ݐܴ݅݀݊݁	ݖ݊ܽ݅ݎܽݒ݋ܭ 			ൌ  ݊݁ݐ݅݀݊݁ݎݐ݇ݎܽܯ	ݎ݁݀	ݖ݊ܽ݅ݎܸܽ

Für eine detaillierte Darstellung des CAPM sei z.B. 
auf PERRIDON und STEINER (2004) verwiesen. Eine 
pauschale Bewertung des Eigenkapitalkostensatzes, 
wie beispielsweise von der DLG gefordert (DEUT-

SCHE LANDWIRTSCHAFTS-GESELLSCHAFT E.V., 2004: 
70), bildet die individuelle Risikostruktur des Unter-
nehmens nicht ab und ist hinsichtlich eines Betriebs-
vergleiches nicht sinnvoll. 

Niederstwertprinzip des HGB: Im Bereich des 
Risikomanagements werden in landwirtschaftlichen 
Unternehmen derivative Finanzprodukte zur Risikom-
inderung eingesetzt. Hierzu zählen beispielsweise 
Forwards, bei denen sich zwei Vertragsparteien über 
die Lieferung eines Basisobjektes in der Zukunft eini-
gen. Ein landwirtschaftliches Unternehmen könnte 
beispielsweise schon vor der Ernte einen Forward 
über die Abnahme von Weizen zu einem heute festge-
legten Preis für einen Zeitpunkt nach der Ernte ab-
schließen. Das Unternehmen sichert sich so gegen 
einen Preisverfall ab, partizipiert aber nicht mehr von 
eventuellen Preissteigerungen. Ein anderes derivatives 
Finanzprodukt sind Optionen. Mit dem Kauf einer 
Option erwirbt das Unternehmen das Recht, ein be-
stimmtes Basisobjekt zu einem bestimmten Zeitpunkt 
und zu einem bestimmten Preis zu kaufen oder zu 
verkaufen. 

Auch diese derivativen Finanzprodukte sind gem. 
§ 253 Abs. 1 HGB mit ihren Anschaffungskosten 
anzusetzen. „Positive Wertentwicklungen der deriva-
tiven Finanzinstrumente gelten vor der Veräußerung 
oder Ausübung als nicht realisiert i.S.d. § 252 Abs. 1 
Nr. 4 HGB. Negative Erfolgsbeiträge sind hingegen 
nach dem Imparitätsprinzip zu antizipieren. Sind Op-
tionen in Höhe der gezahlten Optionsprämien in der 
Bilanz aktiviert, werden negative Wertentwicklungen 
zunächst durch außerplanmäßige Abschreibungen 
nach § 253 Abs. 2 und 3 berücksichtigt“ (BAETGE et 
al., 2007: 710). Das führt dazu, dass das Risikoma-
nagement mittels derivativer Finanzprodukte in der 
Handels- und Steuerbilanz zu keinem positiven Bei-
trag führen wird, solange diese nicht realisiert werden. 
Somit bleibt festzuhalten: 
 Buchführungsdaten des externen Rechnungswe-

sens ermöglichen keine „fair presentation“ eines 
Unternehmens, da viele Kostenarten nicht oder 
nicht den tatsächlichen Gegebenheiten entspre-
chend verrechnet werden. Diese kalkulatorischen 
Kostenarten können nur im internen Rechnungs-
wesen berücksichtigt werden. 

 Ziel des HGB, welches im Regelfall für die Han-
delsbilanz und durch Inbezugnahme in der AO 
weitgehend für die Steuerbilanz maßgeblich ist, 
ist es, Gläubiger zu schützen und die Grundlage 
zur Bemessung der Steuern zu ermitteln. Das 
führt dazu, dass Unternehmen u.U. zu pessimis-
tisch bewertet werden, da der im HGB verankerte 
Gläubigerschutz in der Regel zur Unterbewertung 
des Unternehmens führt und der Unternehmer 
selbst an einer möglichst schlechten Darstellung 
des Unternehmens gegenüber dem Fiskus interes-
siert ist, um seine Steuerlast zu mindern. 

 Wenn ein Unternehmen freiwillig ein internes 
Rechnungswesen implementiert hat, welches den 
tatsächlichen wirtschaftlichen Erfolg des Unter-
nehmens abbilden soll, gibt es hierfür keine ge-
setzlichen Vorschriften. Die Bewertungsmetho-
den stehen dem Unternehmen frei. Dies verbes-
sert die betriebswirtschaftliche Analyse des eige-
nen Betriebes, führt aber zu einer uneinheitlichen 
Datenbasis für einen zwischenbetrieblichen Un-
ternehmensvergleich. 

2.2 Entwicklungen in der nationalen und 
internationalen Rechnungslegung 

Vor dem Hintergrund einer internationalen Vergleich-
barkeit von Jahresabschlüssen sah der Gesetzgeber im 
Jahr 2007 Veranlassung, die Rechnungslegungsvor-
schriften zu überarbeiten, um das HGB im internatio- 
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nalen Vergleich wettbewerbsfähig zu halten und den 
höheren Anforderungen an den Informationsgehalt 
eines Jahresabschlusses gerecht zu werden (HAYN et 
al., 2008: 1). Der Gesetzgeber hat in der Folge aller-
dings nicht bereits existierende handelsrechtliche 
Rechnungslegungsvorschriften – wie beispielsweise 
IFRS3 - in nationales Recht übertragen4, sondern das 
HGB derart modernisiert, dass Abschlüsse deutscher 
Unternehmen wieder eher die betriebliche Realität 
widerspiegeln, als dies bislang der Fall war (HAAS, 
2010: 6). Viele Grundsätze des HGB, wie beispiels-
weise das Vorsichtsprinzip oder das Imparitätsprinzip, 
wurden allerdings nicht verändert. Es wurde abge-
wägt, inwiefern man den Unternehmen den Mehrauf-
wand zur Erstellung eines Abschlusses nach IFRS 
aufbürden kann. Das Ergebnis war schließlich ein 
modernisierter HGB-Jahresabschluss, der heute in der 
Praxis dazu führt, dass es keine Einheitsbilanz mehr 
gibt, die Handelsbilanz aber mit einigen Korrektur-
rechnungen aus dem steuerlichen Jahresabschluss 
erstellt werden kann. Insofern ist mit Inkrafttreten des 
BilMoG keine generelle Änderung in der Nutzbarkeit 
von Daten der Buchführung für Betriebsvergleiche 
eingetreten, da sich an den entscheidenden Kritik-
punkten für die Verwendung als Datenbasis für die 
Betriebszweigabrechnung keine Änderungen ergeben 
haben.5 Fraglich ist, inwiefern die internationalen 
Rechnungslegungsvorschriften IFRS diese Lücke 
schließen können. Aber selbst wenn die IFRS-Ab-
schlüsse eine „fair presentation“ des Unternehmens 
ermöglichen, erfolgen Abschlüsse nach IFRS für ori-
ginäre landwirtschaftliche Betriebe im Regelfall auf 
freiwilliger Basis und zusätzlich zu den heute ver-
pflichtenden Abschlüssen. Dieser zusätzliche Ab-
schluss wäre mit zusätzlichen monetären und zeitli-
chen Aufwänden verbunden. Es ist möglich, dass 
Banken in Zukunft bei Kreditvergaben auf einen 
IFRS-Jahresabschluss bestehen. Insofern ist durchaus 
denkbar, dass sich diese Jahresabschlüsse – zusätzlich 

                                                            
3  IFRS: Rechnungslegungssystem, das vom International 

Accounting Standards Board entwickelt wurde und 
ständig weiterentwickelt wird. Die Vorschriften sind nicht 
gesetzlich kodifiziert, werden aber in nationalen Geset-
zen normiert. 

4  Mit Ausnahme von Konzernbilanzen kapitalmarktorien-
tierter Unternehmen. Die Struktur landwirtschaftlicher Un-
ternehmen ist überwiegend von Einzelunternehmen ge-
prägt, die sich nicht über den Kapitalmarkt finanzieren.  

5  Vorsichtsprinzip, realitätsferne Abschreibungen (Zeiträu-
me und Höhen), keine Berücksichtigung kalkulatorischer 
Kosten 

zu den heutigen Abschlüssen – etablieren. Eine ge-
setzliche Verpflichtung hierzu gibt es heute allerdings 
noch nicht (KÖHNE et al., 2004). 

Das Ziel eines IFRS Abschlusses ist die Informa-
tion über die finanzielle Lage und die Leistung des 
Unternehmens. Entgegen den multiplen Zielsetzungen 
des HGB verfolgt die Rechnungslegung nach IFRS, 
den Adressaten die Möglichkeit zu geben, ökono-
mische Entscheidungen treffen zu können (STEHLE et 
al., 2010: 33). Man spricht von der sog. „decision use-
fullness“ des Abschlusses. Dieses Ziel deckt sich  
zunächst einmal mit dem originären Ziel eines je- 
den Betriebsvergleiches nach ZDROWOMYSLAW und 

KASCH (2002: 15), nämlich der „Leistungssteigerung 
bei den Teilnehmerbetrieben“.  

In der Tat sind im Rahmen eines IFRS Jahresab-
schlusses im Vergleich zu einem HGB Abschluss teils 
objektivere Bewertungsmaßstäbe gegeben. Hierzu 
einige Beispiele: 

Spezielle Bewertungsmaßstäbe nach IFRS: Das 
HGB erlaubt eine Bewertung eines Vermögensgegen-
standes höchstens mit den Anschaffungs- und  
Herstellkosten. Das IFRS erlaubt darüber hinaus die  
Bewertung mit dem beizulegenden Zeitwert (fair  
value). Nach IAS 41.12 und IAS 41.12 sind biologi-
sche Vermögenswerte, wie beispielsweise Schweine 
oder Ferkel und landwirtschaftliche Erzeugnisse, wie 
beispielsweise geerntetes Getreide oder Milch, mit 
dem beizulegenden Zeitwert abzüglich der geschätz-
ten Verkaufskosten zu bilanzieren. FEDERMANN 
(2010: 445) hält genau diesen zeitnahen und realisti-
schen Wertansatz prioritär für unternehmensbezogene 
Entscheidungen. Der bloße Ansatz von historischen 
Anschaffungs- und Herstellungskosten – wie in der 
Bilanzierung nach HGB - bildet zwischenzeitliche 
Wertsteigerungen seiner Auffassung nach vielfach 
nicht ab. 

Problematisch für einen zwischenbetrieblichen 
Unternehmensvergleich auf Basis von Daten aus 
IFRS-Jahresabschlüssen sind aber die Wertansatz-
wahlrechte, die zu unterschiedlichen Bewertungen 
von gleichen Vermögensgegenständen führen können. 
Der Unternehmer kann zwischen der Bewertung nach 
Anschaffungs- und Herstellungskosten oder dem 
Neubewertungsmodell (beizulegender Zeitwert) wäh-
len (COENENBERG, 2005: 574). Nach welchem Modell 
die Werte angesetzt wurden, muss lediglich im An-
hang des Jahresabschlusses erläutert werden. 

Wertminderungen & Werterhöhungen: Nach 
IFRS steht auch bei Zu- und Abschreibungen eine 
faire Darstellung der Ertragslage im Vordergrund 
(FEDERMANN, 2010: 477). Der Abschreibungszeit-
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raum orientiert sich beispielsweise an der voraussicht-
lichen Nutzungsdauer unter Berücksichtigung der 
Kapazität und Ausbringungsmenge. Es gibt zwar auch 
handelsrechtlich nach HGB keine normierten Nut-
zungsdauern. In der Praxis führt die bisherige Ein-
heitsbilanz, aber auch die Handelsbilanz nach BilMoG 
reformierter HGB-Bilanzierung dazu, dass die Ab-
schreibungszeiträume der AfA-Tabellen auch für die 
Handelsbilanz übernommen werden. Die steuerlichen 
Abschreibungen orientieren sich nach § 7 Abs. 1 
EStG an der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer. Es 
wird somit auf die technische Nutzbarkeit und nicht 
auf die wirtschaftliche Nutzbarkeit des Vermögensge-
genstandes abgestellt (FEDERMANN, 2010: 481). Hier 
kann also sehr wohl die Nutzungsintensität berück-
sichtigt werden. Ein Traktor muss deshalb nicht, wie 
nach Maßgabe der AfA-Tabelle, in der Regel über 
einen Zeitraum von 12 Jahren abgeschrieben werden. 
Der Abschreibungszeitraum kann sich durchaus an der 
tatsächlichen Nutzungsintensität orientieren. 

Nach IAS 36 werden für Sachanlage sog. Impair-
ment Tests vorgeschrieben, wenn Indikatoren eine 
außerplanmäßige Wertminderung andeuten. Im Rah-
men eines Impairment Tests wird der „recoverable 
amount“ (erzielbare Nettoverkaufspreis) mit dem Buch-
wert verglichen. Stellt sich heraus, dass der „recover-
able amout“ unter dem Buchwert liegt, findet – analog 
zum HGB – eine außerplanmäßige Abschreibung statt 
(WAGENHOFER, 2009: 203ff.). Liegt der „recoverable 
amount“ über dem Buchwert, kann eine Wertauf-
holung verbucht werden. Allerdings darf nach IFRS 
36.117 maximal zu dem Buchwert aufgewertet wer-
den, der anzusetzen gewesen wäre, wenn in den frühe-
ren Jahren kein Wertminderungsaufwand erfasst wor-
den wäre. Die Vorschriften zu Wertminderungen und 
Wertaufholungen „ähneln“ grundsätzlich den Vor-
schriften des HGB. Der initiale Wertansatz eines Ver-
mögensgegenstandes und die Abschreibungsdauer 
sind aber unterschiedlich und orientiert sich im Falle 
der Praxis der IFRS-Bilanzierung eher an den tatsäch-
lichen Gegebenheiten. 

Während insbesondere Abschreibungen weitge-
hend den tatsächlichen Gegebenheiten entsprechen, 
werden weitere kalkulatorische Kostenarten des inter-
nen Rechnungswesens, wie beispielsweise kalkulato-
rischer Unternehmerlohn, kalkulatorische Mieten oder 
kalkulatorische Zinsen auch in der IFRS-Rechnungs-
legung nicht berücksichtigt. Eine vollständige Ver-
schmelzung von internen und externen Rechnungswe-
sen, in dem auch kalkulatorischen Größen berücksich-
tigt werden, findet somit auch mit einem IFRS-Jahres-

abschluss nicht statt (BALZER und STEGMÜLLER, 
2008: 453f.). BALZER und STEGMÜLLER sprechen in 
diesem Zusammenhang von einer partiellen Integration 
von kalkulatorischen Kosten im Rechnungswesen. 

3 Kostenrechnungssysteme  

In der Literatur, aber auch in der Beratungspraxis, 
widersprechen sich die Empfehlungen zur Sinnhaf-
tigkeit und Aussagekraft von Voll- und Teilkosten-
rechnungssystemen. Der DLG nach ist „eine Vollkos-
tenrechnung mit der Bewertung der im Eigentum be-
findlichen Faktoren Boden, Kapital und Lieferrechte 
sowie der nicht entlohnten Familienarbeitskräfte die 
Lösung. So können […] Betriebe korrekt verglichen 
werden“ (DEUTSCHE LANDWIRTSCHAFTS-GESELL-
SCHAFT E.V., 2004: 11). Weiter heißt es aber, es sollen 
„Entscheidungen aufgrund richtiger – nämlich nur der 
variablen – Kosten fallen“ (DEUTSCHE LANDWIRT-

SCHAFTS-GESELLSCHAFT E.V., 2004: 12). Hieran 
werden die grundsätzlich unterschiedlichen Ziele der 
Voll- und Teilkostenrechnung deutlich. Die Vollkos-
tenrechnung ist ein Instrument der vergangenheitsori-
entierten Kontrollrechnung, die Teilkostenrechnung 
ein Instrument zur Unterstützung zukünftiger Planun-
gen. Es kann demnach nicht von einer generellen 
Überlegenheit der Voll- oder Teilkostenrechnung die 
Rede sein. Die Anwendung eines Kostenrechnungs-
systems ist immer vom Kontext der Analyse abhängig. 

Die Datenbasis von Vollkostenrechnungssyste-
men sind vielfach Buchführungsdaten (DEUTSCHE 

LANDWIRTSCHAFTS-GESELLSCHAFT E.V., 2004: 12, 
und BUDDE, 2010: 11), die Datenbasis von Teilkos-
tenrechnungssystemen sowohl Daten der des internen 
oder des externen Rechnungswesens. Der ZDS, bzw. 
deren Mitgliedsorganisationen erfassen beispielsweise 
bei ihren Mitgliedsbetrieben regelmäßig Daten nach 
einem zentral vorgegeben Schema (SCHULZ, 2003, 
und JÄGER, 2010). Auf Basis dieser Daten erfolgt 
dann eine individuelle Beratung der Mitgliedsbetriebe. 
Die Daten werden aber auch als Basis für Analysen 
genutzt, die in Fachzeitschriften veröffentlicht werden 
(SCHULZ, 2010, und NIGGEMEIER und SCHULZ, 2010).  

3.1 Methodische Probleme der  
Vollkostenrechnung 

Bei der Vollkostenrechnung werden alle anfallenden 
Kosten, sowohl variable Kosten, als auch fixe Kosten, 
proportionalisiert den Kostenträgern oder Kostenstel-
len zugerechnet. Es wird versucht, alle Kostenarten 
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möglichst verursachergerecht einer Kostenstelle oder 
einem Kostenträger zuzurechnen (LANGENBECK, 
2008: 136). Diese verursachungsgerechte Kosten-
zuordnung erweist sich in der Praxis allgemein als 
schwierig. Dies gilt insbesondere in landwirtschaft-
lichen Unternehmen (DABBERT und BRAUN, 2009: 
164). Hierzu ein Beispiel: Sollen Arbeitskosten in der 
Ferkelerzeugung auf die Kostenträger verrechnet wer-
den, muss zunächst festgelegt werden, wie die Höhe 
der Kosten zu bemessen ist. Im Falle von angestellten 
Arbeitnehmern ist die Ermittlung der Arbeitskosten 
relativ unproblematisch. Bei mitarbeitenden Eigen-
tümern von Personengesellschaften, die aus dem Ge-
winn des Unternehmens entlohnt werden, wären üb-
licherweise kalkulatorische Kosten anzusetzen, welche 
– je nach Betriebsgröße und Region – unterschiedlich 
bewertet werden können. Steht die Höhe der Arbeits-
kosten fest, muss ein geeigneter Schlüssel zur Vertei-
lung der Gesamtkosten auf die Betriebszweige gefun-
den werden. Dieser Schlüssel könnte sich am zeit-
lichen Aufwand orientieren, der jedem Betriebszweig 
zugeordnet wird. Bei der Verteilung könnte aber auch 
die notwendige Qualifikation für die Tätigkeit im 
jeweiligen Betriebszweig einfließen. Allein an diesem 
Beispiel wird deutlich, dass die Verrechnung von 
Kosten auf Kostenträgen in der Regel viel Ermessens-
spielraum zulässt und zu Ungenauigkeiten führt. Wei-
tere Beispiele für nicht verursachergerecht zurechen-
bare Kostenarten sind Gebäudekosten, Energiekosten 
oder Beiträge zur Berufsgenossenschaft. Gleiches gilt 
im Übrigen auch für Leistungen, die direkt keinem 
Kostenträger zugerechnet werden können, wie bei-
spielsweise „produktionsunabhängig gewährte EU-
Direktzahlungen“ (DABBERT und BRAUN, 2009: 166). 
Dieses Problem ist allgemein unumstritten, führt aber 
in der Konsequenz zu einer unterschiedlichen Beurtei-
lung der Sinnhaftigkeit der Vollkostenrechnung in der 
Betriebskontrolle. Die Empfehlungen der DLG gehen 
dahin, möglichst genaue Verteilungsschlüssel aus 
Erfahrungen, Messungen oder Aufzeichnungen abzu-
leiten oder zu schätzen (DEUTSCHE LANDWIRT-

SCHAFTS-GESELLSCHAFT E.V., 2004: 19f.). RIEBEL 

(1994) hingegen lehnt die Verrechnung von Gemein-
kosten auf Kostenstellen und Kostenträger generell 
ab, weil „Gemeinkosten nicht ohne sachliche Willkür 
verrechnet werden können und infolge der formellen 
Scheingenauigkeit die Gefahr der Irreführung und 
Fehlinterpretation besteht“ (RIEBEL, 1994: 12). RIE-

BEL (1994) ist aber der Auffassung, dass „jede Kos-
tenart irgendwo den Charakter von Einzelkosten hat. 
[…] Nur dort, wo der Einzelkostencharakter zur Gel-

tung kommt, kann und soll eine Kostenart kontrolliert 
werden“ (RIEBEL, 1994: 12f.). Im Sinne der Betriebs-
zweigabrechnung, also der Wirtschaftlichkeitskontrol-
le eines Betriebszweiges oder einer Kostenstelle, sol-
len nur die Kostenarten überwacht werden, die fehler-
frei und genau auf eine Kostenstelle verrechnet werden 
können. RIEBEL spricht dann von Stelleneinzelkosten. 
In den Agrarwissenschaften hat sich der Begriff  
„Direktkostenfreie Leistungen“ etabliert, der letztlich 
die Differenz aus Stelleneinzelleistungen und Stellen-
einzelkosten beschreibt bzw. beschreiben soll. 

In landwirtschaftlichen Betrieben, in denen bei-
spielsweise angestellte Arbeitskräfte ausschließlich in 
einem Betriebszweig tätig sind (z.B. Ferkelerzeu-
gung), können diese Arbeitserledigungskosten genau 
auf die Kostenstelle verrechnet werden. Anders ver-
hält es sich, wenn der Mitarbeiter – was die Regel ist – 
in mehreren Betriebszweigen tätig ist. 

Stromkosten sind demnach nur dann Stellenein-
zelkosten, wenn der Stromverbrauch mit einem dedi-
zierten Stromzähler der Kostenstelle gemessen wurde. 
Stromkosten, die zentral für den Gesamtbetrieb ge-
messen werden und mittels eines Schlüssels auf die 
Kostenstellen verrechnet werden, sind hingegen am 
Betriebszweig bzw. der Kostenstelle keine Stellen-
einzelkosten. 

Um die Ergebnisse zum Vergleich mehrerer Be-
triebe nutzen zu können, müssten demnach Kosten-
arten definiert werden, die in der Regel – d.h. bei der 
Mehrzahl der Betriebe – Stelleneinzelkosten sind. 
Arbeitserledigungskosten oder Gebäudekosten können 
in einigen Betrieben durchaus Stelleneinzelkosten 
sein, eine Erfassung dieser Zahlen ist aber nicht sinn-
voll, da dies in der Praxis nicht die Regel ist. 

RIEBEL führt weiter Grundregeln an, die Stellen-
einzelkosten erfüllen müssen, um diese für die Be-
triebskontrolle nutzen zu können (RIEBEL, 1994: 14ff.): 
1. „Innerhalb eines Verantwortungsbereiches sind nur 

>>Stelleneinzelkosten<< kontrollierbar, deren 
mengenmäßiger Verzehr dort unmittelbar beein-
flusst werden kann. Im Rahmen der Kostenträger-
rechnung sind nur solche Einzelkosten kontrollier-
bar, die unmittelbar und zusätzlich durch den Kos-
tenträger verursacht werden.“ 

2. „Innerhalb eines Verantwortungsbereiches sind nur 
solche Stelleneinzelkosten kontrollierbar, deren men-
genmäßiger Verzehr tatsächlich gemessen wird.“ 

3. „Vorgänge, die im hohen Maße dem Einfluss des 
Zufalls unterliegen, können nur kontrolliert wer-
den, wenn die Zahl der Beobachtungsfälle dem 
>>Gesetz der großen Zahl<< einigermaßen genügt 



All rights reserved www.gjae-online.de

GJAE 61 (2012), Number 3 

186 

und somit sich die Zufallsschwankungen aus-
gleichen.“ 

4. „Kostenkontrollen sind nur sinnvoll im Rahmen 
des richtigen, d.h. der jeweiligen Kostenart und 
dem jeweiligen Verantwortungsbereich angemes-
senen Bezugssystems.“ 

Diese hohen Anforderungen an Stelleneinzelkosten 
schränken die Auswahl an verwertbaren Kostenarten 
deutlich ein. KILGER et al. (2007: 85) sind der Auffas-
sung, dass die „von P. Riebel vorgeschlagene „Einzel-
kosten- und Deckungsbeitragsrechnung“ die wissen-
schaftliche Diskussion über die Grenzkosten und  
Deckungsbeitragsrechnung zwar bereichert hat, […] 
im Übrigen aber für die praktische Anwendung nicht 
in Frage kommt.“ Auch DÄUMLER und GRABE halten 
RIEBELS Einzelkostenrechnung für „bestechend“, sein 
praktischer Einsatz stoße allerdings auf Schwierigkei-
ten (Däumler und GRABE, 2002: 39). 

Auch REMER (2005: 16f.) hält die traditionelle 
Vollkostenrechnung für unzureichend in der Leis-
tungsfähigkeit für die Entscheidungsfindung und hält 
diese für eine „unsichere Basis“ für Managementent-
scheidungen. Die Vollkostenrechnung kann nach seiner 
Auffassung einen Beitrag für Managemententschei-
dungen als langfristige Entwicklungsrechnung leisten. 
Die Ergebnisse seien aber auch hinsichtlich langfristi-
ger Planungsentscheidungen nicht unkritisch und mit 
Vorsicht zu interpretieren. KAPLAN und ANDERSEN 

(2007: 4ff.) nennen Kosten, die nicht verursacherge-
recht zugerechnet werden können, „overhead“ und 
sind der Auffassung, dass die traditionellen Kosten-
rechnungssysteme, die zu Beginn des 20. Jahrhunderts 
entwickelt wurden, die betriebliche Realität heute 
nicht mehr wiederspiegeln, da sich der Anteil des 
„Overheads“ an den Gesamtkosten im Laufe der Zeit 
stetig erhöht hat. Aus vorstehenden Gründen hat sich 
in der betrieblichen Praxis eine Trennung zwischen 
der Kontrollrechnung und der Planungsrechnung 
durchgesetzt. Der Vollkostenrechnung kommt vor 
allem Bedeutung als Instrument der Wirtschaftlich-
keitskontrolle bzw. Abweichungsanalyse einzelner 
Verantwortungsbereiche bzw. Betriebszweige zu 
(COENENBERG et al., 2009: 104).  

Aus der Abgrenzungsproblematik der Kostenstel-
lenrechnung in der Vollkostenrechnung wurden neue 
Kostenrechnungssysteme, wie die Prozesskostenrech-
nung oder das Activity Based Costing entwickelt. In 
diesen Systemen werden nicht Kosten auf Kostenträ-
ger oder Kostenstellen verteilt, sondern betriebliche 
Prozesse mit Kostensätzen belegt. Eine pauschale 
Verrechnung über einen Schlüssel erfolgt nicht. Die 
Einführung einer Prozesskostenrechnung hat demnach 

nichts mit den traditionellen Voll- und Teilkosten-
rechnungssystemen gemein. Für die Implementierung 
einer Prozesskostenrechnung existiert auch kein ein-
heitliches Schema. Die Prozesskostenrechnung kann 
nur unternehmensindividuell eingeführt werden und 
ist mit einigem Aufwand verbunden (REMER, 2005: 
58f.). COENENBERG et al. (2009: 168ff.) weisen aber 
neben den Vorteilen einer verursachungsgerechten 
Kostenverteilung über Prozessgrößen auf die Gefahr 
der Trägheit der Prozesskostenrechnung hin. Sie ord-
nen die Prozesskostenrechnung daher als mittel- bis 
langfristige strategische Kostenrechnung ein, nicht 
aber als Basis für kurzfristige Entscheidungen. 

3.2 Auswirkung der Ungenauigkeit  
der Vollkostenrechnung für die  
Betriebsanalyse 

Die Ausführungen von RIEBEL sind grundsätzlich zu 
bejahen, führen aber in der Praxis zu einem Aus-
schluss der meisten, wenn nicht aller Kostenarten, 
sodass auch der Erkenntnisgewinn dieser Kostenrech-
nung im Falle der Betriebszweigabrechnung „über-
schaubar“ bleiben wird. Insofern scheint es pragma-
tisch im Einzelfall abzuwägen, ob eine Kostenart auf 
eine Kostenstelle verrechnet werden kann oder nicht. 
Eine Verrechnung andere Kostenarten, als Stellenein-
zelkosten führt in jedem Fall zu Ungenauigkeiten in 
der Analyse. Das Ausmaß der Ungenauigkeit und vor 
allem die Relevanz für die zu untersuchende Frage-
stellung ergeben sich dann auch wieder im Einzelfall. 
Auch lässt sich das Ausmaß der Ungenauigkeit nicht 
objektivieren, da nicht bekannt ist, wie die Kosten 
richtig zu verteilen gewesen wären. Wenn nicht be-
kannt ist, wie eine korrekte Verteilung der Kosten 
vorzunehmen ist, kann auch keine Abweichung hierzu 
ermittelt werden. Es bleibt in der Praxis also der sub-
jektiven Einschätzung des Analysten überlassen, ob 
die Ungenauigkeit der Verteilung einer Kostenart noch 
zu tolerieren ist oder nicht. In jedem Fall stellt die 
Verrechnung anderer Kostenarten als den Stellenein-
zelkosten einen Angriffspunkt dar, die Richtigkeit der 
Analyse ansonsten unsubstanziiert infrage zu stellen. 

4 Beurteilung der  
ZDS-Erzeugerringdatenbank als 
Teilkostenrechnungssystem 

Unter der Federführung des ZDS erheben diverse 
Beratungsringe (Erzeugerringe) Daten ihrer Mitglieds-
betriebe für einen überregionalen Vergleich. Hierbei 
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wird jeder Betrieb anhand von diversen Schlüsselzah-
len klassifiziert. Anhand der Schlüsselzahlen wird 
z.B. die Herkunft der Ferkel, die Stallbelegung oder 
die Gruppengröße in der Endmast klassifiziert. Neben 
der Charakterisierung des Betriebes werden biologi-
sche und ökonomische Leistungsdaten erhoben, wie 
z.B. die Kosten und Leistungen des Betriebes. Um 
eine einheitliche Datenerfassung zu gewährleisten, 
wurde seitens des ZDS ein Pflichtenheft erstellt, in 
welchem definiert wird, wie die geforderten Daten zu 
erfassen sind. 

4.1 Beurteilung der erfassten Kostenarten 

Die erfassten Kostenarten beschränken sich auf jene, 
die weitgehend verursachungsgerecht dem Betriebs-
zweig zugewiesen werden können. Bei der Erfassung 
wird nicht auf Daten des externen Rechnungswesens 
zurückgegriffen. Konkret werden folgende Kosten 
und Leistungen erfasst: 

Erlöse (Umsatz pro Periode): Die Erlöse des Be-
triebes ergeben sich aus den tatsächlich gebuchten 
Erlösen aus Verkäufen zzgl. der bewerteten Bestands-
veränderungen. Der Endbestand wird hierbei mit den 
tatsächlichen Anschaffungskosten der Ferkel zzgl. der 
durchschnittlichen Summe der Einzelkosten pro kg 
Zuwachs der Periode bewertet. Die Bewertung der 
Einstandspreise (Ferkelkosten) erfolgt stückweise, die 
weiteren Einzelkosten des Zuwachses des Bestandes 
werden pro Kilogramm Zuwachs mit tatsächlichen 
Durchschnitteinzelkosten der Periode bewertet. Die 
Bewertung der Bestandsveränderungen erfolgt analog 
des § 253 Abs. 1 HGB mit den Herstellungskosten. 
Hinsichtlich der Bestandsveränderungen wird keine 
Bewertung nach dem beizulegenden Zeitwert (fair 
value) vorgenommen, der nach IAS 41.12 und IAS 
41.12 für biologische Vermögenswerte anzusetzen 
wäre, um den Betrieb fair darzustellen. In Tabelle 1 
sind fixe Bewertungsfaktoren dargestellt, anhand de-
rer in der Ferkelerzeugung die Bestandsbewertung 
erfolgt, da reale Marktpreise für diese „Halbfertigwa-
ren“ (Ferkel) und „gebrauchte Produktionsmittel/Anla-
gegüter“ (Eber, Sauen) nicht genau zu ermitteln sind. 

Tabelle 1.  Bewertungsfaktoren für  
biologische Vermögenswerte  

Vermögensgegenstand Bewertungsfaktor 

Eber 500,00 EUR 

Zuchtsau 350,00 EUR 

Jungsau/Zuchtläufer 350,00 EUR 

Ferkel abgesetzt 40,00 EUR 

Saugferkel 30,00 EUR 

Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an JÄGER (2010: 70) 

Futter: Die Futterkosten werden beim Einsatz 
von Fertigfutter nach gebuchten Aufwänden für das 
Futter in der Periode erfasst. Restbestände an Futter 
werden zum Stichtag festgehalten und hierüber auch 
Bestandsveränderungen zu tatsächlichen Durch-
schnittskosten abgegrenzt. Im Falle der Eigenversor-
gung mit Futter (Eigenmischer) werden die Futter-
mengen anhand von Futtertabellen oder Mischerfül-
lungen erfasst und mit Marktpreisen bewertet. In bei-
den Fällen, also Eigenerzeugung und Fremdbezug, 
erfolgt eine Bewertung mit dem beizulegenden Zeit-
wert nach IAS 41.13.6 Ausnahme hiervon ist das 
Grundfutter in der Ferkelerzeugung. Dieses Grundfut-
ter wird nicht zu Marktpreisen, sondern zu Herstell-
kosten zzgl. Kosten für Lagerung, Aufbereitung und 
entgangenen Nutzen bewertet. 

Ferkelkosten: Die Ferkelkosten werden in der 
Mast nach gebuchten Aufwänden erfasst. Ferkel aus 
dem eigenen Bestand werden bei Versetzung in die 
Mast zu Marktpreisen bewertet. Die Bewertung ent-
spricht hier weitgehend IAS 41.12. 

Energie, Wasser: Die Ermittlung des Energiever-
brauchs erfolgt durch Ablesen der Zähler an den ent-
sprechenden Bewertungsstichtagen. Wenn der einzel-
ne Betriebszweig über keinen dedizierten Zähler ver-
fügt, wird der Anteil des Betriebszweiges am Gesamt-
verbrauch geschätzt. Die Kosten pro Einheit werden 
auf Basis der tatsächlich gebuchten Aufwände ermit-
telt. Die Höhe der Kosten entspricht demzufolge dem 
Marktpreis zum jeweiligen Verbrauchszeitpunkt und 
wird korrekt bewertet. Die verbrauchte Menge kann 
aber im Falle eines nicht dedizierten Verbrauchszäh-
lers des Betriebszweiges nur geschätzt werden. Es 
wäre für die spätere Auswertung hilfreich, bei der 
Datenerfassung zu kennzeichnen, ob der Verbrauch 
geschätzt oder genau ermittelt wurde. Bei Auswertun-
gen bzgl. der Energieintensität eines Betriebes sollten 
dann bevorzugt nur die Betriebe berücksichtigt wer-
den, bei denen der Energieverbrauch korrekt ermittelt 
und nicht geschätzt wurde. 

Veterinär, Desinfektion, Seuchenkasse: Die Kos-
ten für Veterinäre, Desinfektion uns Seuchenkasse 
werden anhand von in der Periode gebuchten Auf-
wänden ermittelt.  

Die vom ZDS bzw. den Erzeugerringen erfassten 
Daten sind somit weitgehend verursachergerecht er-
fasst worden. Lediglich bei den Energiekosten ist eine 
verursachergerechte Zuordnung fraglich, da die Ver-

                                                            
6  Lt. IAS 41.12 und IAS 41.12 müssten von den Marktpreisen 

noch Aufwände für den Verkauf in Abzug gebracht werden. 
Das geschieht im Rahmen der ZDS-Datenerfassung nicht. 
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bräuche teilweise auf Schätzungen beruhen. Die Be-
wertung der Kosten- und Erlöse erfolgt überwiegend 
zu Marktpreisen. Eine Bewertung zu Marktpreisen 
entspricht annähernd den Bewertungsvorschriften 
nach IFRS, insbesondere IAS 41.12 und IAS 41.12 
zur Bewertung von biologischen Vermögenswerten 
und landwirtschaftlichen Erzeugnissen. Lediglich die 
geschätzten Verkaufskosten werden nicht in Abzug 
gebracht.  

Die Bestandsveränderungen werden sowohl in 
Ferkelerzeugung als auch in der Mast nicht mit Markt-
preisen bewertet. In der Ferkelerzeugung ist dies auch 
nicht ohne weiteres möglich, da für Halbfertigprodukte 
(Ferkel) und gebrauchte Produktionsmitten/Anlage-
güter (Eber, Sauen) ohne Weiteres keine Marktpreise 
verfügbar sind. Ebenso verhält es sich für den Bestand 
an Mastschweinen. In beiden Fällen wäre für Ferkel 
und Mastschweine aber eine Bewertung der Bestands-
veränderung nach Gewicht möglich. Die monetäre 
Bewertung der Bestandsveränderung kann dann an-
hand vom durchschnittlich in der Periode erzielten 
Verkaufspreis pro Kilogramm erfolgen. Die heutige 
Bewertung der Bestandsveränderungen ist nicht opti-
mal, kann aber anhand der erhobenen Daten korrigiert 
werden. Die suboptimale Bewertung der Bestandsver-
änderungen führt folglich nicht dazu, dass die Erlös-
daten für weitere Analysen nicht zu nutzen sind. Wei-
ter erfolgt die Bewertung zwischenbetrieblich einheit-
lich. Insofern werden nur Marktpreisschwankungen, 
die nicht vom einzelnen Betrieb beeinflussbar sind, 
nicht korrekt abgebildet, was aber zu keiner generel-
len Ablehnung des Datenmaterials in der Betriebs-
zweiganalyse führt.  

Die Bewertung des Grundfutters in der Ferkel-
erzeugung erfolgt zu Herstellungskosten zzgl. der 
Kosten für Lagerung, Aufbereitung und entgangenen 
Nutzen. Auch hier sollte – analog zur Schweinemast – 
eine Bewertung zu Marktpreisen erfolgen. Eine nach-
trägliche Korrektur ist präzise nicht möglich. Ansons-
ten gilt hier, wie auch für die Bestandsveränderungen, 
dass die erfassten Daten hier nicht optimal sind, der 
Qualitätsverlust aber nur als marginal eingeschätzt 
werden kann. Auch hier erfolgt die nicht völlig kor-
rekte Bewertung in allen teilnehmenden Betrieben 
zumindest einheitlich. 

Auf Basis der vorstehenden Kosten und Leistun-
gen, welche dem Betriebszweig weitgehend direkt 
zugeordnet werden können, werden die Direktkosten-
freien Leistungen als Saldo von Direktleistungen und 
Direktkosten des Betriebszweiges ermittelt.  

Trotzdem müssen die Bewertungs- und Zurech-
nungsprobleme in der Bewertung von Analyseergeb-
nissen, die auf den Daten der ZDS beruhen, berück-
sichtigt werden. 

4.2 Grenzen der Erzeugerring-Datenbank  

Über die direkt zurechenbaren Leistungen und Kosten 
des Betriebszweiges hinaus werden in der Erzeuger-
ring-Datenbank keine weiteren Kostenarten erfasst. 
Somit kann der Erfolg des Betriebszweiges nicht ab-
schließend anhand der Daten ermittelt werden. Die 
weiteren nicht erfassten Kostenarten sind durchaus für 
den Gesamterfolg nicht unerheblich. In Tabelle 3 
wurden die Umsatzanteile bedeutender und nicht in 
der Erzeugerring-Datenbank erfasster Kostenarten an-
hand der Buchführungsergebnisse von Veredelungs-

Tabelle 2.  Klassifizierung der ZDS-Kostenarten 

Kosten- / Erlösart Betriebszweig Bewertung mit „fair value“ Verursachergerechte Zuordnung 

Verkaufserlöse 
Mast Ja Ja 

Ferkelerzeugung Ja Ja 

Bestandsveränderung 
Mast Nein Ja 

Ferkelerzeugung Nein Ja 

Ferkelkosten Mast Ja Ja 

Futterkosten 
Mast Ja Ja (ausreichend) 

Ferkelerzeugung Nein Ja (ausreichend) 

Energiekosten 
Mast Ja Teilweise ausreichend 

Ferkelerzeugung Ja Teilweise ausreichend 

Veterinärkosten 
Mast Ja Ja (ausreichend) 

Ferkelerzeugung Ja Ja (ausreichend) 

Desinfektionskoste 
Mast Ja Ja (ausreichend) 

Ferkelerzeugung Ja Ja (ausreichend) 

Seuchenkassenkosten 
Mast Ja Ja (ausreichend) 

Ferkelerzeugung Ja Ja (ausreichend) 

Quelle: eigene Darstellung 
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betrieben des Testbetriebsnetzes des Bundesministeri-
ums für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz (BMELV) ermittelt. Hierbei handelt es sich um 
Mittelwerte aus Jahresabschlüssen des Wirtschaftsjah-
res 2009/2010 von etwa 9 600 Veredelungsbetrieben. 
Der Anteil dieser Kostenarten des Betriebes beträgt 
etwa 16 % am Gesamterlös und ist damit nicht uner-
heblich. 
 
Tabelle 3.  Anteile der Kostenarten am  

Gesamterlös  

Leistungs- / Kostenart  
 

EUR 

Umsatz-
anteil 
(%) 

Umsatzerlöse zzgl. sonstiger Erträge 379 487,32  

Direktzahlungen und Zuschüsse 16 777,74 4,42 

Abschreibungen 24 892,82 6,56 

Unterhaltung  
(Gebäude, Maschinen, Anlagen) 

11 594,58 3,06 

Versicherungen  
(z.B. Unfallversicherung) 

6 360,15 1,68 

Quelle: eigene Darstellung auf Basis BMELV (2010) 
 

Obwohl diese Kostenarten in der Erzeugerring-Daten-
bank nicht erfasst werden, ist aber ein rudimentärer 
zwischenbetrieblicher Produktivitätsvergleich hin-
sichtlich der eingesetzten Gebäude und Produktions-
fläche möglich, da Parameter, wie beispielsweise die 
Anzahl der Mastplätze oder die Stallfläche, erfasst 
wurden. Hierzu werden die ermittelten Direktkosten-
freien Leistungen im Verhältnis zu erfassten Parame-
tern gesetzt: 
 Direktkostenfreie Leistungen im Verhältnis zur 

Anzahl der Mastplätze 
 Direktkostenfreie Leistungen im Verhältnis zur 

Quadratmetern Stallfläche 
 Direktkostenfreie Leistungen im Verhältnis zum 

Zuwachs 
 Direktkostenfreie Leistungen im Verhältnis zur 

Anzahl der Sauen 
Auf Basis dieser Verhältnismäßigkeiten kann ein Ver-
gleich der Betriebe beispielsweise hinsichtlich ihrer 
Flächenproduktivität erfolgen, der auf Basis der er-
fassten Direktkosten- und Leistungen nicht möglich 
wäre. 

5 Zusammenfassung 

In der Analyse von landwirtschaftlichen Betrieben, 
insbesondere aber bei Betriebsvergleichen sind die zur 
Analyse verwendeten Daten kritisch zu begutachten. 

Die Daten des externen Rechnungswesens sind nur 
stark eingeschränkt für Unternehmensvergleiche und 
insbesondere für Betriebsvergleiche zu nutzen. Die 
starke steuerrechtliche Prägung und der Gläubiger-
schutz der deutschen Jahresabschlüsse führen zu kei-
ner realistischen, eher zu einer zu pessimistischen 
Darstellung des Unternehmens (WÖHE, 2000: 1005). 
Internationale Rechnungslegungssysteme wie IFRS 
verbessern diese Ausgangslage vor allem im Bereich 
der Wertansätze für Vermögensgegenstände. Wahl-
rechte bei den Wertansätzen verzerren aber die Daten 
für einen zwischenbetrieblichen Vergleich. Weitere 
kalkulatorische Kosten bleiben auch bei einer Bilan-
zierung nach IFRS nicht berücksichtigt. Für Betriebs-
vergleiche sind die Daten des internen Rechnungswe-
sens den Daten des externen Rechnungswesens vorzu-
ziehen. Da für das interne Rechnungswesen keine 
einheitlichen Vorschriften existieren, ist bei zwi-
schenbetrieblichen Vergleichen immer eine einheitli-
che und genaue Bewertung und Datenerfassung zwi-
schen den Teilnehmerbetrieben sicherzustellen. Die 
Erfassung sollte dann von einer übergeordneten Stelle 
koordiniert werden. 

Weiter sind Auswertungen, die auf Analysen in 
Vollkostenrechnungssystemen beruhen, kritisch zu 
bewerten, da in der Vollkostenrechnung einzelne Kos-
tenarten (Gemeinkosten) nicht verursachergerecht den 
Betriebszweigen zugeordnet werden können. Die 
Vollkostenrechnung kann gesamtbetrieblich ein In-
strument zur langfristigen Planung sein. Bei der Kon-
trolle einzelner Betriebszweige, insbesondere in Er-
wartung von kurzfristigen Handlungsempfehlungen, 
ist die Vollkostenrechnung ungeeignet, da sie zu un-
präzise ist und die übergreifenden Kostenarten (Ge-
meinkosten) nicht von dem Betriebszweig selbst be-
einflusst werden können. 

Der ZDS bzw. die Mitglieder (Erzeugerringe) des 
ZDS erfassen Kosten und Erlöse ihrer Mitgliedsbe-
triebe. Die erfassten Kostenarten sind Daten des inter-
nen Rechnungswesens und spiegeln weitgehend die 
betriebliche Realität wieder. Verbesserungspotenzial 
in der Erfassung besteht noch bei der Bewertung der 
Bestandsveränderungen und Teilen der Bewertung 
von Futterkosten. Ansonsten sind in den Daten des 
ZDS alle Kostenarten erfasst, die vom Betriebszweig 
selbst zu beeinflussen sind. Es handelt sich hierbei um 
ein Teilkostenrechnungssystem, dessen Daten zur 
Analyse und Beratung von Betrieben gut geeignet ist. 
Dem Nutzer der Datenbank muss allerdings bewusst 
sein, dass eine abschließende Beurteilung des Erfolges 
des Betriebszweiges anhand der Erzeugerring-
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Datenbank nicht möglich ist. Die Datenbank sollte für 
zwischenbetriebliche Vergleiche und Rankings hin-
sichtlich der Produktivität eingesetzt werden. Hier ist 
sie vielen Analysen auf Basis von Buchführungser-
gebnissen bzgl. der Datenqualität überlegen. 
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